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Schriftliche Kleine Anfrage  
 

der Abgeordneten Silke Seif (CDU) vom 14.01.26 
 

und Antwort des Senats 

Betr.: Sozialräumliche Integrationsnetzwerke (SIN) – Kürzungen ab 2026 und 
Steuerung der Mehrbedarfe 

Einleitung für die Fragen: 
Mit dem Bericht zu den Sozialräumlichen Integrationsnetzwerken (SIN) (Drs. 
22/18148) setzt der Senat das Ersuchen der Bürgerschaft vom 13. April 2023 
um (Drs. 22/11483). Ziel des Förderprogramms ist es, flüchtlingsbedingte 
Mehrbedarfe in der sozialen Infrastruktur der Bezirke zu decken und insbeson
dere geflüchteten Kindern, Jugendlichen und Familien frühzeitig den Zugang 
zu Regelsystemen sowie zu sozialräumlichen Angeboten zu ermöglichen. 
Die vorgelegten Zahlen zeigen, dass die tatsächlichen Ausgaben für SIN in 
den Jahren 2023 und 2024 mit jeweils deutlich über 10 Millionen Euro erheb
lich über den ursprünglichen Planansätzen lagen. Für 2025 wird weiterhin von 
einem Gesamtbedarf in Höhe von rund 12,2 Millionen Euro ausgegangen. 
Gleichzeitig ist für 2026 ein deutlicher Rückgang der Sondermittel vorgesehen, 
sodass insgesamt nur noch rund 9,1 Millionen Euro zur Verfügung stehen sol
len (vergleiche Drs. 23/2249). In derselben Drucksache weist der Senat selbst 
darauf hin, dass Rahmenzuweisungen und SIN-Mittel künftig nicht ausreichen 
werden und Angebote eingestellt werden müssen. 
In der Beratung im Ausschuss für Soziales und Integration am 6. Januar 2026 
wurde die Absenkung der Mittel unter anderem mit sinkenden Zugangszahlen 
von Geflüchteten begründet. Diese Darstellung steht jedoch in einem Span
nungsverhältnis zur weiterhin nahezu vollständigen Auslastung der öffentli
chen Unterbringung sowie zu den Rückmeldungen der Träger über massive 
Unterfinanzierung, Personalmangel und fehlende Planungssicherheit. 
Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat: 

Einleitung für die Antworten: 
Die Verweildauer von Menschen, die vor Krieg und Vertreibung in Hamburg Zuflucht 
gesucht haben und in öffentlich-rechtlichen Unterkünften leben, beträgt im Schnitt  
3,7 Jahre. Ziel der Förderrichtlinie für Sozialräumliche Integrationsnetzwerke (SIN) ist, 
dass eine Vernetzung in den Strukturen der Stadt Hamburg als mindestens temporärem 
neuen Wohnort stattfindet, und dieses konkret zunächst in dem Sozialraum, in dem die 
Menschen leben. SIN soll dabei allen jungen Menschen und ihren Familien helfen, sich 
schnell und gut in die bestehenden Regelsysteme zu integrieren. Ziel der SIN-Förder
richtlinie ist es ausdrücklich nicht, geflüchtete junge Menschen und ihre Familien über 
die gesamte Dauer ihres Wohnens in einer öffentlich-rechtlichen Unterbringung durch 
SIN-Angebote zu betreuen. Es soll explizit keine parallele Förderstruktur geschaffen 
werden. Integration ist das Ziel der Förderung.  
In Bezug auf die umfangreichen Unterstützungsleistungen für geflüchtete junge Men
schen und ihre Familien wird auf Drs. 23/2542 verwiesen. 
Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt: 
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Frage 1: Gemäß Drs. 23/2249 befinden sich zum Stichtag 31. Oktober 2025 
22.367 Menschen zwischen null und 27 Jahren in Geflüchtetenunter
künften in Hamburg. Wie viele Menschen zwischen null und 27 Jah
ren befinden sich zum aktuellen Zeitpunkt in Geflüchtetenunterkünf
ten in Hamburg? 

Antwort zu Frage 1: 
Zum Stichtag 31. Dezember 2025 waren 22.393 Personen zwischen null und 27 Jahren 
im Gesamtsystem der öffentlichen Unterbringung (ohne Ankunftszentrum) unterge
bracht. 
Die Verteilung über die Altersgruppen kann der nachfolgenden Tabelle entnommen 
werden. 

Tabelle 
0-5 Jahre 6-10 Jahre 11-17 Jahre 18-27 Jahre 
4.879 3.992 5.430 8.092 

Frage 2: Geht der Senat beziehungsweise die zuständige Behörde davon aus, 
dass die flüchtlingsbedingten Mehrbedarfe ab 2026 sinken?  
Wenn ja, worauf stützt sich diese Annahme? Nach welchen fachli
chen und rechnerischen Kriterien entscheidet der Senat über die 
Höhe der Mehrbedarfe in den einzelnen Bezirken? Welche Faktoren 
fließen konkret in die Berechnungen ein? 

Antwort zu Frage 2: 
Die Verweildauer der Menschen in öffentlich-rechtlichen Unterkünften in Hamburg  
beträgt im Schnitt 3,7 Jahre. In dieser ersten Phase der Integration in das Leben in 
Hamburg sind die betreffenden Menschen in den Regelsystemen der Stadt angekom
men, womit das Ziel der SIN-Förderrichtlinie erfüllt ist. Aus diesem Grund ist davon 
auszugehen, dass der flüchtlingsbedingte Mehrbedarf im Bezug zur SIN-Förderung sin
ken wird. Im Übrigen siehe Drs. 23/2542. 

Frage 3: Nach welchen Kriterien werden SIN-Maßnahmen in den einzelnen 
Bezirken priorisiert, wenn die zur Verfügung stehenden Mittel nicht 
ausreichen, um alle Bedarfe zu decken? Nach welchen Kriterien und 
nach welchem konkreten Verfahren erfolgt die Priorisierung?  

Antwort zu Frage 3: 
Die Priorisierung der SIN-Maßnahmen wird in den Bezirksämtern zwischen den 
Fachämtern Sozialraummanagement und Jugend- und Familienhilfe abgestimmt. Die 
Bezirksämter gehen im Detail bei der Priorisierung unterschiedlich vor und orientieren 
sich einheitlich an der Förderrichtlinie. Hierbei werden fachliche Kriterien berücksichtigt, 
welche die strukturelle Verankerung der jeweiligen Maßnahme im Sozialraum und somit 
die Nachhaltigkeit gewährleisten. Einzelne Bezirksämter haben bei der Priorisierung die 
Dringlichkeit und Präventionswirkung der Maßnahme betrachtet und insbesondere die
jenigen Maßnahmen priorisiert, die auf akute Herausforderungen reagieren und zur 
Konfliktreduktion beitragen. Weitere Bezirksämter haben die Priorisierung in einer SIN-
Steuergruppe vorgenommen. Zur Entscheidungsfindung wurden quantitative Daten aus 
dem Berichtswesen Jugendhilfe und qualitative Daten aus Sachberichten herangezo
gen und fachlich ausgewertet. Zudem wurden Kriterien wie beispielsweise die Anzahl 
der erreichten Personen und die Bedarfslage sowie die infrastrukturelle Anbindung an 
den Sozialraum analysiert. Ebenfalls sind Erwägungen zu Wirtschaftlichkeit und Spar
samkeit eingeflossen. Weitere Kriterien bei der Priorisierung in den Bezirken sind  
potenzielle Synergieeffekte von Angeboten, die im Sozialraum kooperieren, dort ihre 
Wirksamkeit entfalten und möglichst viele Adressatinnen und Adressaten erreichen.  

Vorbemerkung: Aus der Drs. 23/1904 wird deutlich, dass der Rechnungshof dem  
Senat eine haushaltsrechtlich relevante Fehlsteuerung attestiert, weil 
bekannte und belegte Mehrbedarfe bei der Haushaltsaufstellung 
2025/2026 nicht angemessen berücksichtigt wurden. So heißt es in 
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Drs. 23/1904 dass „Über- und Unterveranschlagungen stellen Ver
stöße gegen das Haushaltsrecht dar, die das Budgetrecht der Bür
gerschaft einschränken“. Alle Bezirke und JHAs sowie die LAGn nach 
§ 78 SGB VIII und der LJHA haben deutlich mehr Bedarfe gemeldet, 
als im Haushalt vorgesehen. Der Rechnungshof sagt auch deutlich, 
dass das schon vor Haushaltsbefassung 2025/2026 klar erkennbar 
war, da die Ansätze 2025/2026 unter dem Ist-Wert 2024 liegen.  

Frage 4: Warum wurden die im Vorfeld der Haushaltsaufstellung 2025/2026 
von allen Bezirken, Jugendhilfeausschüssen, den Landesarbeitsge
meinschaften nach § 78 SGB VIII sowie dem Landesjugendhilfeaus
schuss gemeldeten Mehrbedarfe bei den Sozialräumlichen Integrati
onsnetzwerken (SIN) nicht vollständig im Haushaltsansatz berück
sichtigt, obwohl diese Bedarfe und die daraus resultierende Unterde
ckung bereits vor Haushaltsbefassung erkennbar waren? 

Frage 5: Inwiefern sieht der Senat beziehungsweise die zuständige Behörde 
einen Zusammenhang zwischen der festgestellten Unterveranschla
gung im Haushalt 2025/2026 und den nunmehr in Aussicht gestellten 
Kürzungen der SIN-Mittel ab 2026, und weshalb wurden diese Kür
zungen nicht durch eine bedarfsgerechte Haushaltsaufstellung ver
mieden? 

Antwort zu Fragen 4 und 5: 
SIN ist als Teil der Sozialräumlichen Hilfen in der Produktgruppe Erziehungshilfen (PG 
254.04 bis 2025 und PG 303.04 ab 2026) verortet. Die Finanzierung der SIN muss somit 
im Rahmen der bestehenden Ermächtigung in dieser PG erfolgen, konkret aus der  
Ermächtigung bei den Kosten aus Transferleistungen. Die zuständige Behörde betrach
tet also die Summe der Einzelmaßnahmen in Abhängigkeit der zur Verfügung stehen
den Haushaltsmittel. Die Möglichkeit einer Mittelbereitstellung für Einzelmaßnahmen ist 
durch die von der Bürgerschaft beschlossene Kostenermächtigung begrenzt. 

Frage 6: Welche Maßnahmen ergreift der Senat beziehungsweise die zustän
dige Behörde, um zu verhindern, dass Bedarfe der SIN-Mittel bei 
künftigen Haushaltsaufstellungen wieder unter den Ist-Werten lie
gen? 

Frage 7: Inwieweit plant der Senat beziehungsweise die zuständige Behörde 
eine Anpassung der Globalrichtlinie und/oder der Förderrichtlinie, um 
eine solide Mittelzuweisung für die SIN-Strukturen sicherzustellen? 

Antwort zu Fragen 6 und 7: 
Die für Familie zuständige Behörde nimmt gemeinsam mit allen führenden Akteuren der 
Freien und Hansestadt Hamburg das Fluchtgeschehen und den damit verbundenen 
Bedarf auch an SIN-Mitteln fortlaufend in den Blick. 
Eine Anpassung der Förderrichtlinie „Sozialräumliche Integrationsnetzwerke der  
Jugend- und Familienhilfe (SIN)“ ist nicht geplant. Im Übrigen siehe Vorbemerkung und 
Antworten zu 2 und zu 3. 
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